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I. Forderungen 

der FDP 

 

Die FDP setzt sich seit je-
her für ein qualitativ hoch-
wertiges Bildungssystem 
ein – von der Volks- über 
die Mittel- bis zur Hoch-
schule. In diesem Sinne 
unterstützt die FDP auch 
die dringend notwendige 
nationale Harmonisierung 
der kantonalen Schulsys-
teme (HarmoS-Konkordat). 
Damit soll die Volksschule 
qualitativ gestärkt werden, 
da sie auch künftig ihre 
Aufgabe als zentrale Bil-
dungs-, Integrations- und 
Erziehungsstatte erfüllen 
soll. 
 
Entsprechend dem Be-
schluss der Delegiertenver-
sammlung vom 1. April 
2006 setzt sich die FDP zu-
dem für folgende Schwer-
punkte im Bildungsbereich 
ein: 
 
Mehr Chancengleichheit 

durch Integration und 

individueller Förderung: 
Fremdsprachige Kinder sol-

len bereits vor Eintritt in 
die obligatorische Schule 
von einem Sprachunter-
richtsangebot profitieren 
können, damit diese bei 
der Einschulung die glei-
chen Startchancen haben 
wie einheimische Schüler/-
innen. Tagesstrukturen in 
der Schule ermöglichen 
zudem eine bessere Integ-
ration aller Kinder. Beson-
ders begabte Schüler/-
innen sollen gezielt geför-
dert und schulschwache 
Kinder in ihren Lernbemü-
hungen individuell unter-
stützt werden für eine op-
timale, den Fähigkeiten 
entsprechende Vorberei-
tung auf die Zukunft. 
 
Frühere Einschulung 

und Leistungsbewer-

tung:  
Kinder sollen ab dem er-
füllten 4. Altersjahr in ei-
nem Kindergarten oder ei-
ner Eingangsstufe einge-
schult werden, damit so-
wohl Integration als auch 
Förderung frühzeitig ein-
setzen können. Zudem ist 
ein Benotungssystem auf 
allen Schulstufen (ab Pri-
marschule) einzuführen, 
das sich nach schweizweit 
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einheitlichen Ausbildungs-
zielen richtet. Dies ge-
schieht im Interesse von 
Schüler/-innen, Lehrperso-
nal und Eltern. Mit dem 
Vergleich von Leistungen 
werden Anreize für mehr 
Leistungsbereitschaft ge-
schaffen. 
 
Investitionen und Kon-

zentration auf die Bil-

dungsvermittlung:  

Qualitativ hochstehende 
Ausbildung und permanen-
te Weiterbildung der Leh-
rer/-innen sind Investition 
in die zukünftigen Genera-
tionen. Schulen sollen pro-
fessionell geleitet werden, 
damit sich das Lehrperso-
nal auf die Bildungsver-
mittlung und sozialpädago-
gische Aufgaben im Schul-
zimmer konzentrieren 
kann. 
 
Sprachkenntnisse als 
Stärke der viersprachi-

gen Willensnation 

Schweiz:  
Faktische Lernverbote gilt 
es zu bekämpfen und mit 
dem Fremdsprachenunter-
richt so früh wie möglich in 
der Primarschule zu begin-
nen. In der Deutschschweiz 
soll ab dem Kindergarten in 

der Standardsprache Hoch-
deutsch unterrichtet wer-
den. Zudem sollen 
schweizweit verbindliche 
Qualitätsstandards für die 
Kenntnisse in drei Spra-
chen (Standardsprache, 
zweite Landessprache und 
Englisch) am Ende der ob-
ligatorischen Schulzeit 
festgelegt werden. 
 
Freie Schulwahl auf 

Gymnasialstufe: 
Je nach kantonaler Situati-
on sollen Pilotprojekte zur 
Ermöglichung der freien 
Wahl zwischen öffentlichen 
Gymnasien initiiert werden. 
Weiter sollen die Eigenver-
antwortung und Selbstbe-
stimmung der Schüler/-
innen gestärkt und Leis-
tungsanreize für die Mittel-
schulen geschaffen wer-
den. Zudem braucht es ein 
schweizweit einheitliches 
Zielniveau der Maturi-
tätsprüfungen als Voraus-
setzung für die kantons-
übergreifende freie Wahl 
des Gymnasiums. 
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Der Parteitag der FDP 
Schweiz hat am 19. April 
2008 zudem das Postulat 
der freien Wahl zwischen 
staatlichen Schulen aufge-
stellt: 
 
Mit dem Postulat für die 
freie Wahl der staatli-

chen Schule verfolgt die 
FDP das Ziel, den Eltern 
eine möglichst grosse 
Wahlfreiheit zu geben. In 
Eigenverantwortung und 
im Sinne der Chancen-
gleichheit sollen die Eltern 
die für ihr Kind am besten 
geeignete staatliche Schule 
frei wählen können. 
 
Freie Wahl setzt Ver-

gleichbarkeit voraus: 
Wahlfreiheit bedingt jedoch 
Leistungsvergleich (analog 
zur freien Spitalwahl) und 
damit ein standardisiertes 
System, das die Messung 
von Leistungen überhaupt 
erst ermöglicht. Ziel dieses 
Systems muss es sein, das 
Qualitäts- und Dienstleis-
tungsangebot der Schule, 
aber auch die Leistungen 
der Schülerinnen und 
Schüler sowie die Kompe-
tenz unden Einsatzwillen 
der Lehrerschaft bewerten 
und vergleichen zu können. 

Die freie Wahl zwischen 
staatlichen Schulen kann 
erst dann umgesetzt wer-
den, wenn die Leistungen 
der einzelnen Schulen nach 
objektiven Kriterien auch 
tatsächlich vergleichbar 
sind. 
 
Ohne HarmoS keine 

freie Schulwahl:  
Grundlage eines solchen 
Systems zum Vergleich der 
Leistungen auf den ver-
schiedensten Ebenen bildet 
die Interkantonale Verein-
barung über die Harmoni-
sierung der obligatorischen 
Volksschule (HarmoS-
Konkordat), im Rahmen 
derer die Festlegung natio-
naler Bildungsstandards 
vorgesehen ist. Diese 
Standards werden unter 
der Verantwortung der EDK 
wissenschaftlich entwickelt 
und validiert. Da sich die 
nationalen Bildungsstan-
dards vor allem auf die 
Schulfächer beziehen, 
müssen diese durch weite-
re Vergleichskriterien er-
gänzt werden. Diese all-
gemeinen Leistungsstan-
dards sollen ebenfalls im 
Rahmen von HarmoS ent-
wickelt werden. Zusammen 
mit den nationalen Bil-
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dungsstandards bilden die-
se die Grundlage für einen 
objektiven Vergleich der 
Schulen. Ohne die Einfüh-
rung von HarmoS wird die 
freie Schulwahl weder auf 
kommunaler noch auf kan-
tonaler Ebene umgesetzt 
werden können.  
 
Konkurrenz erhöht Leis-

tung:  
Durch messbare und ver-
gleichbare Leistungen wird 
der Konkurrenzdruck auf 
die Schulen erhöht, was 
sich entsprechend positiv 
auf die Qualität des schuli-
schen Angebots auswirkt. 
Den Schulleitungen wird 
dadurch ein echter Anreiz 
geboten, ihr Leistungsan-
gebot laufend zu optimie-
ren, den Kindern eine 
bestmögliche Ausbildung 
zu garantieren und die 
Rahmenbedingungen 
(bspw. hinsichtlich des 
Betreuungsangebots) den 
Bedürfnissen der Kinder 
und Eltern anzupassen.  
 
Pilotprojekte als erster 

Schritt:  
Analog zur freien Schul-
wahl auf Gymnasialstufe 
müssten auch im Bezug 
auf die freie Wahl zwischen 

staatlichen Schulen, je 
nach kantonaler Situation, 
Pilotprojekte initiiert wer-
den. 
 
 
 

II. Gegenargu-

mente zur kan-

tonalen Initia-

tive „Bildungs-

vielfalt für al-

le“ der eltern-

lobby.ch 

 
Privatschulen bilden einen 
wichtigen Bestandteil des 
Bildungsplatzes Schweiz. 
Trotzdem unterstützt die 
FDP die Initiative der El-
ternlobby nicht. Die ableh-
nende Haltung ist kein An-
griff auf die Privatschulen. 
Vielmehr ist in diesem Be-
reich derzeit keine staatli-
che Intervention nötig. Die 
ablehnende Haltung basiert 
auf folgenden Gründen: 
 
Freie Wahl zwischen 

staatlichen Schulen:  
In Unterschied zur Eltern-
lobby Schweiz fordert die 
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FDP lediglich die freie Wahl 
zwischen staatlichen Schu-
len und nicht zwischen 
staatlichen und privaten 
Schulen. Den Initianten 
geht es nicht in erster Linie 
um die freie Schulwahl, 
sondern vor allem um die 
staatliche Unterstützung 
von Privatschulen. Die FDP 
lehnt eine solche Subventi-
onierung von Privatschu-
len, die ohne ein standar-
disiertes System der Quali-
tätsmessung erfolgen wür-
de, ab. 
 

Keine Subventionierung 

ohne klare Rahmenbe-

dingungen:  

Eine Subventionierung pri-
vater Schulen setzt die 
Vergleichbarkeit der Leis-
tungen voraus. Andernfalls 
werden Äpfel mit Birnen 
verglichen. Deshalb fordert 
die FDP, dass die notwen-
dige Transparenz geschaf-
fen. Private Schulen kön-
nen hier die in öffentlichen 
Schulen einzuführenden 
Vergleichstests auch über-
nehmen und so den Wett-
bewerb stärken. Eine Sub-
ventionierung setzt des 
Weiteren einen klaren 
Rahmen bezüglich des Bil-
dungsinhalts voraus. Die 

Schweiz ist ein säkulares 
Land. Die Beeinflussung 
der Schüler durch religiöse 
Schulen im Bereich der 
Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, der Evolutions-
theorie oder der Grundwer-
te unserer Gesellschaft die 
Schüler zu beeinflussen 
versuchen ist zu verhin-
dern. Solche Vorschläge 
wurden vom Volk z.B. im 
Kanton Tessin bereits ab-
gelehnt. 
 

Gesellschaftspolitische 
Rolle der Volksschule:  
Die Gesellschaft darf nicht 
auseinander driften. Hier 
spielt eine starke, leis-
tungsorientierte und leis-
tungsfähige Volksschule 
eine wichtige Rolle. In der 
Volksschule werden die 
Grundausbildung und der 
Leistungswille sowie der 
Bürgersinn massgeblich 
geprägt. Für Gesellschaft 
und Wirtschaft ist somit ei-
ne Segregation gesell-
schaftlicher Schichten nach 
Schultyp zu verhindern. 
 

Unproduktiver Kosten-

schub zu befürchten:  
Wechseln einzelne Schüle-
rinnen und Schüler in Pri-
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vatschulen, so verringert 
dies den Aufwand für die 
öffentlichen Schulen kaum, 
belastet jedoch das Bil-
dungsbudget dennoch un-
verhältnismässig stark, da 
Kanton und Gemeinden zu-
sätzlich die hohen Kosten 
für Privatschulen überneh-
men müssen. Die höheren 
Bildungsausgaben müssen 
entweder durch mehr 
Steuerreinnahmen gedeckt 
oder die zusätzlichen Auf-
wendungen für Privatschu-
len durch Einsparungen bei 
der öffentlichen Schule 
kompensiert werden. Eine 
stärkere Belastung des 
Steuerzahlers steht hier ei-
nem drohenden Qualitäts-
verlust an den öffentlichen 
Schulen gegenüber. 
 

Keine Privilegierung von 

Minderheiten: 

Eine Minderheit darf nicht 
auf Kosten der Mehrheit 
privilegiert werden. Wer 
sein Kind in eine Privat-
schule schicken will, soll 
für die zusätzlichen Kosten 
selbst aufkommen. Eine 
Subventionierung von Pri-
vatschulen, gerade wenn 
sie auf Kosten der öffentli-
chen Schule geht, ist in 

diesem Fall nicht gerecht-
fertigt. 
 

Zunahme der Schul-
Bürokratie:  
Eine Integration der Privat-
schulen in das öffentliche 
Schulsystem würde auto-
matisch zu mehr Bürokra-
tie führen, den es bräuchte 
eine neue Abteilung inner-
halb der Bildungsverwal-
tung um die Bewilligungen 
zu erteilen, die Qualitäts-
kriterien zu erarbeiten, die 
Kontrollen durchzuführen 
und den Fluss der öffentli-
chen Gelder an die Privat-
schulen abzuwickeln. Ein 
solcher Verwaltungsappa-
rat würde Millionen ver-
schlingen, die viel sinnvol-
ler in die Unterrichtsquali-
tät investiert werden wür-
den. 
 

Behinderung von Har-

moS:  
Mit ihrer Initiative behin-
dert die Elternlobby die 
Umsetzung von HarmoS, 
dem bedeutendsten Re-
formprojekt im Bereich der 
öffentlichen Schule seit der 
Gründung der Volksschule. 
Anstatt sich voll und ganz 
auf die Schulharmonisie-
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rung konzentrieren zu kön-
nen, wird nun Geld und 
Energie für die Diskussion 
der Initiative benötigt. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 


